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ZürichDienstag, 10. September 2024

KapowillSchläger-Bilder
veröffentlichen
In derNacht aufOstermontag verletzte eineGruppe jungerMänner
einen 28-Jährigen inDietlikon schwer. Zeugen sind gesucht.

Die Kantonspolizei Zürich und
die Staatsanwaltschaft wollen
am 23. September Bilder von
mutmasslichenSchlägernveröf-
fentlichen – ausser die Täter
oderZeugeneines tätlichenAn-
griffs in Dietlikon an Ostern
melden sich vorher. Dies teilte
die Kantonspolizei am Montag
mit.

In der Nacht auf Ostermon-
tag, am 1. April, war es in einer
öffentlichen Tiefgarage an der
Industriestrasse 29 inDietlikon
zu einer heftigen Auseinander-
setzunggekommen.EineGrup-
pe jungerMänner, die sich zuvor
inderDisco«FaceClub»aufge-
halten haben dürfte, verletzte
dabei einen28-jährigenSchwei-

zer mit Fusstritten gegen den
Kopf schwer.

InderTiefgarageherrschte
regesTreiben
Die Polizei und die Staatsan-
waltschaft I für schwere Ge-
waltdelikte hätten vonmehre-
ren Tatverdächtigen Bildmate-
rial sichern können, heisst es
in der Mitteilung. Die Ermitt-
lungen hätten aber bislang
nicht zu deren Identifizierung
geführt.

Die Strafverfolgungsbehör-
den kündigen deshalb an, die
BilderdermutmasslichenTäter
am 23. September unverpixelt
zu veröffentlichen. Sie werden
darauf verzichten, wenn bis da-

hinHinweise zudenGesuchten
eingehen oder sich diese selber
bei der Polizeimelden.

Zum Tatzeitpunkt gegen 3
Uhrhabe sowohl inderDietliker
Liegenschaft, in der sich unter
anderemdieDisco«FaceClub»
und das Bowlingcenter «Bow-
ling-Universum» befinden,
als auch inderTiefgarageein re-
ges Personenaufkommen ge-
herrscht, schreibt die Polizei.

Personen, dieAngabenzum
Vorfall oder zu in die Auseinan-
dersetzung involvierten Per-
sonenmachen können, werden
gebeten, sich mit der Kan-
tonspolizei Zürich, Telefon
0586484848, inVerbindungzu
setzen. (sda/liz)

BundsollAsylkostenzahlen
Der Zürcher Kantonsrat unterstützte einen entsprechendenVorstoss
von SVP und FDP vorläufig – allerdings nicht ohneKritik.

Die Zürcher Bürgerlichen wol-
leneineNeuverteilungderAsyl-
kosten: Der Bund soll alles zah-
len, der Kanton und die Ge-
meinden nichts mehr. Der
Zürcher Kantonsrat hat am
Montag einen entsprechenden
Vorstoss für eine Standesinitia-
tive vorläufig unterstützt.

Die Parlamentarische Initia-
tive (PI) von SVP und FDP holte
71 Stimmen.Dies sind genug für
dievorläufigeUnterstützung, für
diese braucht es 60 Stimmen.
DasAnliegengehtnunandiezu-
ständige Kommission, welche
eine Vorlage ausarbeiten wird.
Erst ineiner zweitenRundewird
dasParlamentdanndefinitivent-
scheiden,obZürichperStandes-
initiative inBernvorstelligwird.

«Die Gemeinden führen
aus, zahlenundhabennichts zu

sagen», begründete Roman
Schmid (SVP,Opfikon)denVor-
stoss. Alles werde nach unten
delegiert. «Wir fühlen uns vom
Bund im Stich gelassen.» Des-
halb sollederAbsender, alsoder
Bund, selber alles zahlen. Glei-
cherMeinungwaren jedochnur
FDP undEDU.

Alle anderen Fraktionen
unterstützten den Vorstoss
nicht. FDPundSVPhättendoch
genügendVolksvertreter in den
nationalen Parlamenten. «Ma-
chen Sie Ihre unsympathische
Politik inBern,denndort gehört
das auch hin», sagte JasminPo-
kerschnig (Grüne, Zürich).

Für die GLP war der Vor-
stoss«ProfilierungundSymbol-
politik». Die Bundesräte von
SVP und FDP hätten es im ver-
gangenen Dezember ja in der

Handgehabt, dasAsyldossier zu
übernehmenundalles besser zu
machen, sagte Andrea Gisler
(Gossau). Dies hätten sie aber
nicht gewollt. Zudem sei es
nicht so, dass sichderBundbis-
her nicht an denKosten beteili-
genwürde.

AuchdieALvermutete«ein-
mal mehr Stimmungsmache».
Es sei unverständlich, dass die
ParteimitdenmeistenSitzen im
Nationalrat eineStandesinitiati-
veeinreiche, sagteLisaLetnans-
ky (Zürich). «Siewollen einfach
gar kein Geld mehr investie-
ren», sagte sie zurSVP.«Siewol-
len die Menschen nicht in Ge-
meinden verteilen, sondern in
Lager stecken.»Daserinnere sie
an dunkle Zeiten. Der Vorstoss
sei eine einzige Absage an die
Solidarität. (sda)

«Poldis»sollenbisdrei Jahreangestellt sein
Der Zürcher Kantonsrat hat einen Vorstoss der SchlieremerGrünen-Kantonsrätin Livia Knüsel vorläufig unterstützt.

SvenHoti

Seit dem Schuljahr 2022/2023
sind sie im Kanton Zürich im
Einsatz, die Personen ohne
Lehrdiplom – oder kurz: «Pol-
dis». Zwischen 500 und 600
waren es seither jedes Jahr. Die
Bildungsdirektion hatte wegen
des Lehrpersonenmangels
einen Passus im Lehrpersonal-
gesetz in Kraft gesetzt, der dies
ermöglicht. Dieser muss jedes
Jahr von Neuem aktiviert wer-
den – seit dem Schuljahr
2022/2023 geschah dies zwei
weitereMale.

Der Passus legt weiter fest,
dass die Gemeinden die «Pol-
dis» für maximal ein Jahr an-
stellen können. Wollen sie da-
nach weiterarbeiten, müssen
sie an eine andere Schule in
einer anderenGemeindewech-
seln. Das Thema «Poldi-Hop-
ping» sorgte bereits Anfang
Jahr imZürcher Kantonsrat für
Diskussionen. Dies führte
dazu, dass die Schlieremer
Grünen-Kantonsrätin Livia
Knüsel Anfang Juli eine parla-
mentarische Initiative (PI) ein-
reichte, welche vom Regie-
rungsrat fordert, die Einjahres-
frist auf maximal drei Jahre zu
erhöhen.

VielAufwandfürSchulen
und«Poldis»
Der ständigeWechsel der «Pol-
dis» sei eine Belastung für die
Schulen, sagteKnüsel amMon-
tag im Kantonsrat. Er gebe viel
Rekrutierungs-, Einarbeitungs-
und Begleitaufwand. Umge-
kehrt sei auch die Lehrperson
ohne Diplommit einer grossen
Arbeitslast konfrontiert. «Dass
sie jedes Jahr an einer anderen
Schule arbeitenunddort die In-
frastruktur, das Team, die Kin-
der neu kennenlernenmuss, ist
eine Zumutung.» Es sei daher
sinnvoll, wenn die Lehrperso-
nen einen ganzen Klassenzug,
also längstens drei Jahre, blei-
ben dürften.

Die PI möchte den besagten
Passus ferner um die Pflicht
für «Poldis» erweitern, wäh-
rend ihrer Anstellung eine von
Kanton und Gemeinden ver-
güteteWeiterbildung zu absol-
vieren. Dies diene der Quali-
tätssicherung, so Knüsel, die
als Primarlehrerin arbeitet.
Die Weiterbildung solle einer
etwaigen späteren Ausbildung
an der Pädagogischen Hoch-

schule angerechnet werden
dürfen.

«Ein Jahr istdefinitiv zu
kurz»
DerVorstoss stiess imKantons-
rat sowohl links als auch rechts
auf offene Ohren. «Es ist wich-
tig, dass sie Zeit haben, eine
Ausbildung in Angriff zu neh-
men. Diese Zeit müssen wir ih-
nen geben», betonteAlexander

Jäger (FDP,Zürich).«Ein Jahr ist
definitiv zu kurz», fand auch
Hanspeter Hugentobler (EVP,
Pfäffikon).Dies führe zu«Schul-
Hopping, das keiner will».

Auch die SVP hob den Aus-
bildungsaspekt hervor und
meinteweiter, dass die Schulen
dadurch administrativ entlastet
würden. «Dies macht den Ein-
stieg in den Beruf attraktiver
und erhöht die Kontinuität in

einerKlasse», sagteUrsula Jun-
ker (SVP,Mettmenstetten).Was
ihrer Meinung nach jedoch in
der PI fehlt, ist eine pragmati-
schere Lösung hinsichtlich der
Pflicht zurWeiterbildungbei äl-
teren Personen. «Sie sind auf-
grund ihrerLebens-undBerufs-
erfahrung eine Bereicherung
undsolltennichtnocheinmehr-
jähriges Studium absolvieren
müssen.»

Überraschend dezidiert gegen
Knüsels PI war die SP. Carmen
Marty Fässler aus Adliswil be-
zeichnete ihn als «Pflästerli-
Politik»: «Nur aufgrund des
Lehrermangels einegesetzliche
Grundlage zu schaffen, die den
Missstand kurzfristig beheben
soll, ist einfachnicht richtig.»Es
müssevielmehrdringenddaran
gearbeitet werden, dass es kei-
nenMissstandmehrgebe.Etwa
indem die Arbeitsbedingungen
für Lehrpersonen verbessert
würden.

SPsprichtvon
«Pflästerli-Politik»
Fässler kritisierteweiter, dass in
Knüsels PI nicht konkret steht,
welche Art von Weiterbildung
die «Poldis» absolvierenmüss-
ten. «Warum sollen sie nicht
gleicheineAusbildungzurLehr-
person machen?» Denn damit
die Schülerinnen und Schüler
von ihrer Schulzeit profitieren
könnten, brauche es gut ausge-
bildete, qualifizierteLehrperso-
nen.

«Auf absehbare Zeit wird
sich nichts an der Situation än-
dern», entgegnete Nadia Koch
(GLP, Rümlang). Alles andere
seiWunschdenken. «Die Schu-
len sind auf die «Poldis» ange-
wiesen.»DieALsprach sichwie
die SP in erster Linie zwar auch
für längerfristigeLösungenaus.
Wegen des «eklatanten» Lehr-
personenmangels müsse man
jedoch«alleMöglichkeitenaus-
loten,umdieStellenbesetzenzu
können», sagte JudithStofer aus
Dübendorf.

Mit Ausnahme des Gross-
teils der SP unterstützten dann
auch alle Fraktionen praktisch
geschlossen Knüsels PI. Der
Kantonsrat überwies siemit 135
Stimmen, 60 waren nötig. Die
zuständigeKommissionwird sie
nunweiterberatenunddemRe-
gierungsrat zu einer Stellung-
nahme unterbreiten. Danach
wird der Kantonsrat erneut
darüber abstimmen.

Blick in die Schule Steinmürli in Dietikon. Wegen des Lehrermangels dürfen im Kanton Zürich seit demSchuljahr 2022/2023 auch Personen
ohne Lehrdiplom, sogenannte «Poldis», unterrichten. Symbolbild: Colin Frei


